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Betreff: Verbot von Handel und Geschäften der EUmit Israels illegalen Siedlungen in dem
besetzten palästinensischemGebiet

Sehr geehrte Präsidentin von der Leyen,

wir, die unterzeichnenden Menschenrechtsorganisationen, Gewerkschaften und zivilgesell-
schaftlichen Gruppen, fordern die Europäische Kommission nachdrücklich auf, Maßnahmen zu
ergreifen, um jeglichen Handel und jegliche Geschäfte zwischen der EU und Israels illegalen
Siedlungen in dem besetzten palästinensischem Gebiet, einschließlich Ostjerusalem, zu
verbieten. Ein solches Vorgehen ist unerlässlich, damit die EU und ihre Mitgliedstaaten ihren
völkerrechtlichen Verpflichtungen nachkommen können.

Am 19. Juli 2024 gab der Internationale Gerichtshof (IGH) ein wegweisendes Gutachten1 heraus,
in dem er bestätigte, dass Staaten die rechtswidrige Situation, die sich aus der Besetzung des
palästinensischen Gebiets durch Israel ergibt, nicht anerkennen, unterstützen oder fördern
dürfen. Der Gerichtshof erläuterte, dass alle Staaten „die Verpflichtung haben, ... keine
Wirtschafts- oder Handelsbeziehungen mit Israel in Bezug auf das [besetzte palästinensische
Gebiet] oder Teile davon einzugehen, die seine rechtswidrige Präsenz in dem Gebiet festigen
könnten“, und „Schritte zu unternehmen, um Handels- oder Investitionsbeziehungen zu
verhindern, die zur Aufrechterhaltung der von Israel in das [besetzte palästinensische Gebiet]
geschaffenen illegalen Situation beitragen“.

Die derzeitige Politik der EU, die zwischen in Israel und in Siedlungen hergestellten Waren
unterscheidet, wird diesen Verpflichtungen nicht gerecht. DieseUnterscheidung verweigert zwar
Handelspräferenzen für Siedlungswaren, erlaubt aber dennoch den Eingang solcher Waren in
den EU-Markt. Dies verstößt gegen die Verpflichtungen nach dem humanitären Völkerrecht und
dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs, welches ein vollständiges Verbot des
Handels und der Geschäftemit Israels illegalen Siedlungen verlangt.

Durch den Handelmit den illegalen Siedlungen Israels verletzen die EU, ihreMitgliedstaaten und
EU-Unternehmen nicht nur ihre eigenen rechtlichen Verpflichtungen, sondern tragen auch zu
den schwerwiegenden und systematischen Menschenrechtsverletzungen und anderen
Verstößen gegen das Völkerrecht bei, die dem Siedlungsprojekt zugrunde liegen. Das Gutachten
des Internationalen Gerichtshofs legte diese im Detail dar und kam zu dem Schluss, dass die
Gesetzgebung und Politik Israels einen Verstoß gegen Artikel 3 des Internationalen

1 https://www.icj-cij.org/sites/default/files/case-related/186/186-20240719-adv-01-00-en.pdf.



Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung (ICERD) darstellt, das
Segregation und Apartheid verbietet.

Die EU-Mitgliedstaaten haben wiederholt einstimmig Erklärungen abgegeben, in denen sie die
israelischen Siedlungen als völkerrechtswidrig und als ein erhebliches Hindernis für die
Realisierung einer Zweistaatenlösung verurteilen.2 In diesen Erklärungen wurde oft darauf
hingewiesen, dass das Siedlungsprojekt zu schwerwiegenden Missbräuchen führt, darunter
Zwangsräumungen, Abriss ziviler Infrastrukturen (oft auf EU-finanzierte Projekte zielend),
Landenteignungen, Zwangsumsiedlungen und weit verbreitete Gewalt durch staatlich
unterstützte Siedler und israelische Streitkräfte. Diese Missbräuche wurden von den EU-
Mitgliedstaaten als so schwerwiegend eingestuft, dass sie ihre tiefgreifenden
Meinungsverschiedenheiten überwanden und gezielte Sanktionen gegen eine begrenzte Anzahl
von Siedlern undmit Siedlern verbundene Einrichtungen verhängten.

Doch trotz des EU-Konsenses über die Illegalität der Siedlungen und ihre Verbindung zu
schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen setzt die EU den Handel und die Geschäfte mit
ihnen fort und trägt so dazu bei, die schwerenMenschenrechtsverletzungen und Verstöße gegen
das Völkerrecht aufrechtzuerhalten, die untrennbar mit der Erhaltung und Expansion der
Siedlungen verbunden sind.

Angesichts der dringenden Notwendigkeit, das Völkerrecht einzuhalten und die Beteiligung der
EU, der Mitgliedstaaten und der Unternehmen an den schweren Menschenrechtsverletzungen
Israels zu stoppen, fordern wir die Kommission auf, unverzüglich die folgenden Maßnahmen zu
ergreifen:

1. Einführung eines Gesetztes zum Verbot des Handels mit und Investitionen in
Siedlungen: Vorschlag von Rechtsakten zum Verbot aller Importe und Exporte von
Waren und Dienstleistungen aus und in die illegalen Siedlungen Israels in dem besetzten
palästinensischem Gebiet sowie von Investitionen in diese; wir stellen in diesem
Zusammenhang fest, dass die Kommission befugt ist, ein Verbot des Handels mit
Siedlungen im Rahmen der Gemeinsamen Handelspolitik vorzuschlagen, wie sie selbst
eingeräumt hat;3 und

2. Veröffentlichung eines ausführlicheren Beratungsdokuments für Unternehmen: Bis
zur Verabschiedung eines solchen Gesetzes sollte ein ausführlicheres
Beratungsdokument veröffentlicht werden, das europäische Unternehmen von
Aktivitäten abhält, die den israelischen Siedlungen zugutekommen. Dieses sollte
deutlich über das bestehende EU-Beratungsdokument4 hinausgehen, um jeglichen
Handel mit Siedlungen (wie bereits von Norwegen umgesetzt5) und die Zusammenarbeit
mit israelischen Banken und Unternehmen, die in illegalen Siedlungen tätig sind, zu
unterbinden, dadas hoheRisiko besteht, zu schwerenMenschenrechtsverletzungen und

2 Neueste, unter vielen: https://www.eeas.europa.eu/delegations/un-geneva/hrc57-item-4-general-debate-human-
rights-situations-require-council%E2%80%99s-attention_en?s=62.
3 Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1484 der Kommission, Erwägungsgrund 11) https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32021D1484.
4 https://www.eeas.europa.eu/eeas/common-messages-aimed-raising-awareness-among-eu-citizens-and-
businesses-regarding-involvement_en.
5 https://www.regjeringen.no/en/aktuelt/do-not-engage-in-trade-and-business-cooperation-that-serves-to-
perpetuate-israels-occupation-of-palestine/id3061358/.



Verstößen gegen das Völkerrecht beizutragen, und um sicherzustellen, dass die gesamte
Wertschöpfungskette in den Geltungsbereich der Gesetzgebung fällt.

Wir freuen uns auf eine zeitnahe Antwort und hoffen, dass die Europäische Kommission
umgehend die erforderlichen Maßnahmen ergreifen wird, um das Völkerrecht einzuhalten und
die Mittäterschaft bei Menschenrechtsverletzungen zu beenden.

Mit freundlichen Grüßen
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